
 
 
 
 

 

 

Fachbereich Steuern 
Stand Juni 2022 

Verrechnungssteuerreform  

Aktueller Stand Von Schweizer Unternehmen direkt im In- oder Ausland ausgegebene Obli-
gationen haben auf dem Zins den Verrechnungssteuerabzug von 35%. Inter-
nationale Investoren kaufen kaum Obligationen, bei denen nur 65% des Zin-
ses sofort überwiesen werden und die restlichen 35% über ein mühsames 
und langwieriges Verfahren zurückverlangt werden müssen. Die aktuelle 
Rechtslage und der deswegen unbedeutende Schweizer Kapitalmarkt zwin-
gen die grösseren Schweizer Unternehmen Fremdkapital im Ausland zu be-
schaffen. Hierfür müssen die Schweizer Unternehmen im Ausland Tochter-
gesellschaften (i.d.R. Finanzgesellschaften) gründen und Obligationen über 
diese ausgeben. Dafür gibt die Schweizer Muttergesellschaft der ausländi-
schen Finanzgesellschaft eine Garantie. Die aufgenommenen Mittel werden 
dann anschliessend von der ausländischen Finanzgesellschaft an die opera-
tiv tätigen anderen Tochtergesellschaften weitergegeben. Schweizer Gesell-
schaften und damit Schweizer Arbeitsplätze dürfen mit Mitteln aus solchen 
ausländischen Obligationen nur geringfügig finanziert werden.  

Die Ausgabe von Auslandobligationen über ausländische Finanzgesellschaf-
ten wird international immer weniger akzeptiert (OECD BEPS). Einzelne 
Staaten betrachten substanzschwache, mit Garantien ausgestattete auslän-
dische Finanzgesellschaften mit Skepsis. Es ist zu erwarten, dass die Unter-
nehmen in Zukunft die Substanz (Personal, Funktionen, Kapital) bei ihren 
ausländischen Finanzgesellschaften stärken müssten. 

Diese Problematik ging der Bundesrat mit der Publikation der Botschaft zur 
Verrechnungssteuerreform auf Fremdkapitalzinsen im April 2021 an. Diese 
sieht im Wesentlichen vor, dass zur Stärkung des Schweizer Fremdkapital-
markts auf die Erhebung der Verrechnungssteuer auf Schweizer Obligationen 
verzichtet werden soll. Zudem werden die Umsatzabgaben auf inländische 
Obligationen aufgehoben. National- und Ständerat haben die Vorlage bei der 
Schlussabstimmung in der Wintersession 2021 deutlich angenommen. Wäh-
rend die Vorlage bei Vertreterinnen und Vertretern der bürgerlichen Parteien 
grundsätzlich unbestritten war, wurde sie von den Grünen und der Sozialde-
mokratischen Partei bis zum Schluss abgelehnt. Diese haben im Anschluss 
an den parlamentarischen Prozess das Referendum ergriffen, welches am 
27. April 2022 zustande gekommen ist. Das Schweizer Stimmvolk wird am 
25. September 2022 über die Vorlage abstimmen. 

Die Verrechnungssteuerreform führt zu keinen Steuersenkungen für die Mit-
gliedunternehmen von SwissHoldings. Sie ermöglicht jedoch, dass Finanzie-
rungsaktivitäten aus dem Ausland, insbesondere aus den Niederlanden, Bel-
gien und Luxemburg, in die Schweiz verlegt werden können. Die in der 
Schweiz aufgenommenen Mittel werden dann anschliessend von der Schwei-
zer Gesellschaft in Form von Darlehen an die operativen in- und ausländi-
schen Tochtergesellschaften des Unternehmens weitergeleitet. Dass mit 
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einer solchen Tätigkeit durchaus (steuerbare) Gewinne verbunden sind, ver-
steht sich von selbst.  

Der Stolperstein der Reform: Die erste Kommunikation zum Referendum 
zeigt, dass die Sicherungsfunktion der Verrechnungssteuer, wie schon im 
Parlament, der Zankapfel der Reform bleiben wird. In der Vernehmlassungs-
vorlage hat der Bundesrat einen Vorschlag präsentiert, der neben Wirt-
schaftswachstum auch eine markante Verbesserung bei der Steuersicherung 
und damit bei der Bekämpfung der Steuerhinterziehung von Kapitaleinkünf-
ten vorsah. Der Vorschlag respektierte zugleich die finanzielle Privatsphäre 
resp. das steuerliche Bankgeheimnis. Bei genauerer Prüfung stellte sich al-
lerdings heraus, dass der Vorschlag erhebliche technische Mängel und Lü-
cken aufwies. Zudem hätte er gewaltige Abwicklungskosten verursacht.   

Ausblick Die Beseitigung der Verrechnungssteuer für Fremdfinanzierungsaktivitäten 
ist ein wichtiges Steuerprojekt für den Wirtschaftsstandorten Schweiz. Die 
Reform ist eine Chance, in einem weiteren Bereich international an Attraktivi-
tät zuzulegen und einen der wichtigsten Nachteile als Hauptsitzstandort zu 
beseitigen. 

SwissHoldings unterstützt die Reform ausdrücklich und wird bemüht sein, die 
Vorteile für die Wirtschaft, aber auch die Schweiz insgesamt im Rahmen der 
Abstimmung zu kommunizieren. 

Wird die Vorlage bei der Volksabstimmung am 25. September 2022 ange-
nommen, kann sie hoffentlich bereits auf den 1. Januar 2023 in Kraft treten. 

 

OECD/G20-Projekt zur Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft 

Aktueller Stand Mit dem auf zwei Säulen basierenden Projekt zur Besteuerung der digitali-
sierten Wirtschaft soll die internationale Unternehmensbesteuerung ange-
passt werden. In Säule 1 sollen die rund hundert grössten Digital- und ande-
ren Konzerne einen grösseren Anteil ihrer Gewinne in den Absatzstaaten 
versteuern. Dies geschieht über den sog. Betrag A. In Säule 2 sollen grosse 
Unternehmen in allen ihren Tätigkeitsstaaten einer Mindestbesteuerung von 
15% unterliegen. Die Arbeiten werden vom OECD-Sekretariat im Auftrag 
der G7 und G20 geleitet. Beschlossen wird über das Projekt vom rund 140 
Staaten umfassenden “OECD/G20 Inclusive Framework on BEPS” (IF).   

Am 7./8. Oktober 2021 verabschiedeten 136 von 140 Staaten des IF ein 
Statement mit politischen Parametern zu den beiden Säulen (IF Statement). 
Diese wurden von den G20-Finanzministern am 14. Oktober offiziell gebil-
ligt. Über die genauen Parameter haben wir in den vergangenen Updates 
berichtet (Link vergangene Updates).   

Im Dezember 2021 wurden die Säule 2-Modellregeln publiziert (Link Model 
Rules). Mitte März 2022 wurde der langersehnte Kommentar zu den Modell-
regeln veröffentlicht (Link Commentary GloBE Rules). Da aber immer noch 
zahlreiche offene Fragen bestehen und in wichtigen Bereichen von den in-
volvierten Staaten keine Einigung gefunden wurde, sollen diese Meinungs-
verschiedenheiten und mit ihnen zahlreiche technische Detailfragen bis 
Ende 2022 vom sog. Implementation Framework gelöst werden. Ob dies bis 
Ende Jahr gelingt, wird mittlerweile von breiten Kreisen bezweifelt. Entspre-
chend wird davon ausgegangen, dass die allermeisten Staaten die Säule 2-
Regeln nicht schon 2023, sondern erst auf Anfang 2024 in Kraft setzen. Die 
Arbeiten zu den technischen Details zur Säule 1 werden aktuell von der 
OECD bausteinartig in die Vernehmlassung geschickt, ohne aber ein Ge-
samtbild zu haben oder sich über ein solches äussern zu können. Erste 
technische Pläne erscheinen aus Unternehmenssicht teilweise nur sehr 
schwierig oder gar nicht umsetzbar.   

https://www.oecd.org/tax/beps/statement-on-a-two-pillar-solution-to-address-the-tax-challenges-arising-from-the-digitalisation-of-the-economy-october-2021.pdf
https://swissholdings.ch/updates/
mailto:https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12995-Debt-equity-bias-reduction-allowance-DEBRA-/public-consultation_de
mailto:https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12995-Debt-equity-bias-reduction-allowance-DEBRA-/public-consultation_de
https://www.oecd.org/tax/beps/oecd-releases-detailed-technical-guidance-on-the-pillar-two-model-rules-for-15-percent-global-minimum-tax.htm
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Die globale Steuerreform bekam 2020 einen Impetus durch die neue US-
Regierung, welche parallel dazu eine US-Reform vorantreibt. Im Rahmen 
dieser will die Biden Administration zur Finanzierung von Verbesserungen 
der US-Infrastruktur und diverser neuer Sozialprojekte die Unternehmens-
steuern in den USA tendenziell erhöhen und einige wirtschaftsfreundliche 
Sonderregeln eliminieren (Build Back Better Act [BBB]). Für die Biden Admi-
nistration dürfte die globale Reform dazu dienen, die US-Reform voranzu-
treiben und in die gewünschte Richtung zu lenken. So hat es die USA ge-
schafft, dass beim Betrag A der Fokus auf die für die USA wichtige Steuer-
zahler darstellenden Digitalkonzerne eliminiert wurde und die von vielen 
Staaten geplanten (z.B. EU Digital Levy) oder bereits eingeführten Digital 
Service Taxes abgeschafft werden müssen. Ob im US-Kongress für die 
Pläne der Biden Administration allerdings die nötigen Mehrheiten gefunden 
werden, erscheint unsicher. Eher unwahrscheinlich erscheint aktuell eine 
Zustimmung zur Säule 1. Bei der Säule 2 dürften den USA Sonderregeln zu-
gestanden werden. So sollen die USA mit GILTI ein abweichendes Mindest-
steuerberechnungssystem mit anderen Regeln (Mindeststeuersatz, Steuer-
basis etc.) anwenden dürfen, welches in einigen Punkten allerdings noch im 
Zuge der oben genannten US-Reform angepasst werden muss. Ob (ein re-
formiertes) GILTI schlussendlich als gleichwertig angesehen wird, ist ge-
mäss IF-Statement noch offen. Aktuell bestehen diesbezüglich aufgrund von 
Aussagen von Finanzministerin Yellen gewisse Fragezeichen (Yellen busi-
ness tax credit statement). Bis zu den US-Zwischenwahlen im Herbst dürf-
ten die entsprechenden Arbeiten im Kongress zur Reform von GILTI blo-
ckiert bleiben. Trotz diverser Probleme in den USA - und gewisser Probleme 
auch in der EU (EU-Richtlinie Mindestbesteuerung) dürfte die Mindestbe-
steuerung schlussendlich global umgesetzt werden.  

Umsetzung in der Schweiz:  

Am 12. Januar 2022 hatte der Bundesrat beschlossen, wie er die Regeln 
der OECD-Digitalbesteuerung umsetzen will. Vorgeschlagen wurde eine An-
passung der Bundesverfassung, welche sowohl eine Kompetenznorm für 
die Säule 1 wie auch die Säule 2 des OECD-Projekts enthalten soll. Damit 
die OECD-Mindestbesteuerung (Säule 2) im Interesse des Fiskus und der 
Unternehmen möglichst rasch implementiert werden kann, sollen in der Ver-
fassung Übergangsbestimmungen erlassen werden. Basierend auf diesen 
wird der Bundesrat eine direkt anwendbare Übergangsverordnung be-
schliessen, welche ab dem 1. Januar 2024 in der ganzen Schweiz Anwen-
dung findet. Die Verordnung soll anschliessend im Rahmen des ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahrens durch ein Bundesgesetz ersetzt werden.   

Da der internationale Zeitrahmen (Inkraftsetzung 2023/2024) für das demo-
kratisch ausgeprägte Schweizer Gesetzgebungsverfahren äusserst an-
spruchsvoll ist, sehen die Pläne des Bundesrats verschiedene zusätzliche 
Beschleunigungsmassnahmen vor. So begann die Vernehmlassung zur 
Verfassungsbestimmung bereits im März und dauerte bis zum 20. April an 

(Link Vernehmlassungsantwort SwissHoldings). Am 23. Juni wird der Bun-

desrat die Botschaft zur Verfassungsänderung ans Parlament zu präsentie-
ren. Am 27. Juni wird sich die Kommissionen für Wirtschaft und Abgaben 
(WAK) des Ständerats die Beratung der Vorlage aufnehmen und hierfür eine 
Anhörung durchführen. In der Herbstsession und der Wintersession 2022 
soll das Geschäft von den eidgenössischen Räten behandelt und abge-
schlossen werden. Im Juni 2023 schliesslich soll die obligatorische Volksab-
stimmung zur Anpassung der Bundesverfassung stattfinden. Parallel zur 
Verfassungsabstimmung treibt der Bundesrat die Arbeiten zum Erlass der 
bundesrätlichen Verordnung zur Umsetzung der OECD-Mindestbesteuerung 
voran. Die Vernehmlassung soll in Etappen durchgeführt werden und im Au-
gust 2022 beginnen. Wie lange diese dauern wird, ist aktuell noch unklar. 
Wird die Verfassungsanpassung von den Schweizer Stimmbürgern 

mailto:https://globaltaxnews.ey.com/news/2022-5563-us-treasury-secretary-yellen-faces-questions-from-senate-finance-committee-addresses-beps-20?uAlertID=EE6xn60P57kjw6%2f5d5Uyrg%3d%3d
mailto:https://globaltaxnews.ey.com/news/2022-5563-us-treasury-secretary-yellen-faces-questions-from-senate-finance-committee-addresses-beps-20?uAlertID=EE6xn60P57kjw6%2f5d5Uyrg%3d%3d
mailto:https://www.nzz.ch/international/ungarn-blockiert-eu-einigung-auf-globales-steuerabkommen-ld.1689496
https://swissholdings.ch/vernehmlassungsantwort-zur-umsetzung-des-oecd-g20-projekts-zur-besteuerung-der-digitalen-wirtschaft/
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genehmigt, dürfte die (definitive) Bundesratsverordnung in der zweiten 
Hälfte 2023 erlassen und auf den 1. Januar 2024 in Kraft gesetzt werden.   

Inhaltlich sehen die Pläne des Bundesrats vor, dass die Zusatzeinnahmen 
aus der OECD-Mindestbesteuerung grossmehrheitlich den Kantonen zu-
kommen sollen (75% an Kantone, 25% an Bund). Die Kantone können über 
deren Verwendung souverän entscheiden. Zur Implementierung der Säule 1 
können zum aktuellen Zeitpunkt keine Ausführungen gemacht werden.  

Ausblick Mit dem IF-Statement vom Oktober 2021, dem nun auch Staaten wie Irland 
zustimmten, der Publikation der Modellregeln und des Kommentars, hat die 
OECD in Bezug auf die Säule 2 einen gewaltigen Schritt vorwärts gemacht. 
Hinsichtlich der Säule 1 kann hingegen aufgrund der Entwicklungen in den 
USA ein Scheitern nicht mehr ausgeschlossen werden. Jedenfalls erscheint 
eine Vereinbarung und eine Ratifizierung zur Säule 1 durch eine grosse 
Zahl wichtiger Industriestaaten aktuell unsicher. Bei der Säule 2 muss mit ei-
ner Verzögerung von einem Jahr gerechnet werden (globaler Start 2024). 
Unsicherheit herrscht noch darüber, wie es in den USA i.S. GILTI-Anpas-
sung weitergeht.   

Einschätzung der Folgen für die Schweiz und weiteres Vorgehen:  

Auswirkungen der Säule 1: Die Vorgaben des OECD-Digitalbesteuerungs-
projekts sind nicht im Interesse der Schweiz. So sieht die Säule 1 eine Ver-
schiebung der Gewinnbesteuerung von Erträgen grosser, profitabler Kon-
zerne zu den Absatzstaaten vor. Abgeben sollen die Erträge jene Gruppen-
gesellschaften, welche die höchste Wertschöpfung erzielen. Die Schweiz ist 
ein Wirtschaftsstandort an dem Schweizer und ausländische Unternehmen 
Tätigkeiten mit besonders hoher Wertschöpfung ausüben. Damit wird die 
Schweiz deutlich mehr als andere Industriestaaten Steuersubstrat von in- 
und ausländischen Unternehmen abgeben müssen. Gleichzeitig ist die 
Schweiz global betrachtet ein unbedeutender Absatzmarkt. Sie wird die vor-
beschriebenen Mindereinnahmen damit kaum mit neuem Steuersubstrat, 
welches sie als Marktstaat erhält, kompensieren können. Insgesamt dürfte 
deshalb die Schweiz zu den Verlierern der Säule 1 gehören.  

Auswirkungen der Säule 2: Ähnlich sieht es bei der Säule 2 (Mindestbesteu-
erung) aus. Tiefe Gewinnsteuern sind ein wichtiger Grund, weshalb interna-
tionale Unternehmen Tätigkeiten mit hoher Wertschöpfung und hohen Ge-
winnen in der Schweiz ausüben. Die tiefen Steuern kompensieren dabei teil-
weise die im internationalen Vergleich sehr hohen Schweizer Löhne. Gelingt 
es nun auch anderen Staaten mit steuerlichen Massnahmen (z.B. Patent-
box) den OECD-Mindeststeuersatz von 15% zu erreichen, verliert die 
Schweiz den wichtigen Standortvorteil Steuern. Weisen andere Staaten aus-
serdem tiefere Lohn- und andere Kosten als die Schweiz auf und gewähren 
sie zusätzlich ausserfiskalische Förderinstrumente, dürfte der Wirtschafts-
standort Schweiz künftig einen deutlichen schweren Stand im internationa-
len Standortwettbewerb haben. Gefährdet sind dabei die steuerlich beson-
ders lukrativen wertschöpfungsintensiven Tätigkeiten (Forschung, Manage-
ment und weitere sog. Prinzipalfunktionen). Diese Tätigkeiten sind nicht nur 
für die Gewinnsteuern von Unternehmen besonders lukrativ, sondern auch 
für die Einkommenssteuern natürlicher Personen (Besteuerung der Mitarbei-
ter) und die Einnahmen der Sozialversicherungen (AHV etc.). 

Umsetzung geboten: Dennoch muss die Schweiz die Vorgaben des OECD-
Digitalbesteuerungsprojekts unbedingt übernehmen. Würde die Schweiz 
sich weigern beispielsweise die Mindestbesteuerungsvorgaben umzusetzen, 
würde dies der Schweizer Wirtschaft und dem Schweizer Fiskus mehr scha-
den als nützen. Das zusätzliche Steuersubstrat aus der Mindestbesteuerung 
würde statt in die Schweiz einfach ins Ausland fliessen und Schweizer Un-
ternehmen wären Konflikten mit ausländischen Steuerbehörden ausgesetzt.   
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Die Auswirkungen der OECD-Digitalbesteuerung auf die Schweiz sind des-
halb grösser als gemeinhin angenommen. Gibt die Schweiz nicht Gegen-
steuer und investiert die zusätzlichen Steuererträge aus der Säule 2 (Min-
destbesteuerung) für Standortmassnahmen, dürfte sie an Attraktivität verlie-
ren. Für die Internationale Akzeptanz muss jedoch darauf geachtet werden, 
dass die Kantone nicht wie vom Schweizer Verfassungsrecht geboten die 
Zusatzeinnahmen einfach «tel quel» den betroffenen Unternehmen zurück-
erstatten, um eine Schlechterbehandlung der von der OECD-Mindestbe-
steuerung betroffenen Unternehmen gegenüber anderen Schweizer Unter-
nehmen zu verhindern. Eine solche Rückerstattung ist gemäss internationa-
lem Recht unzulässig und würde auch vom neuen globalen Mindeststeuer-
system nicht anerkannt. Da für die stark international tätige Schweizer Wirt-
schaft nur international zulässige Massnahmen in Frage kommen, müssen 
die Kantone andere Instrumente finden. Weiter müssen sie sicherstellen, 
dass tatsächlich nur international zulässige Instrumente von den Behörden 
verwendet werden (Kontrollfunktion).  

Erhalt der F&E&-Attraktivität: Ein für die Schweiz wichtiger Bereich ist die 
Forschung. Die Patentbox, die allgemein tiefen Steuersätze und der kanto-
nal fakultative F&E-Abzug sind steuerliche Massnahmen, die massgebend 
dazu beitragen, dass internationale Unternehmen bedeutende Forschungs- 
und Entwicklungstätigkeiten in der Schweiz ausüben. Steuerliche For-
schungsförderung in der heutigen Form wird wegen der OECD-Mindestbe-
steuerung künftig nur noch stark eingeschränkt möglich sein. Selbst im Kan-
ton Zürich könnte eine Patentbox vielfach zu einer zu tiefen effektiven Be-
steuerung führen. Deshalb sollte die steuerliche Forschungsförderung ange-
passt werden, damit sie den neuen internationalen Vorgaben entspricht. Zu-
lässig nach den OECD-Vorgaben ist eine F&E-Förderung, die eine Reduk-
tion des Steuerbetrags vorsieht und unabhängig von der Höhe der Gewinn-
steuern erfolgt (Art. 4.1.3 resp. Definition „Qualified Refundable Tax Credit 
in Art. 10.1 der Modellregeln). Damit die Schweiz bei der steuerlichen For-
schungsförderung international nicht an Terrain einbüsst, sollte die OECD-
konforme Forschungsförderung stark ausgebaut werden. Die Schweiz kann 
hier viel von anderen Staaten lernen, wo solche Forschungsförderung üblich 
ist (Frankreich, Österreich, UK u.v.m.) 

Erhalt anderer wertschöpfungsintensiver Aktivitäten: Zahlreiche von der 
OECD-Mindeststeuer betroffene Schweizer Unternehmen und grosse 
Schweizer Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen üben keine 
Forschungsaktivitäten, sondern Management-, Einkaufs- und andere Prinzi-
paltätigkeiten in der Schweiz aus. Auch für sie sollte die Schweiz Instru-
mente bereitstellen, damit sie hier ihre wertschöpfungsintensiven Tätigkeiten 
weiterführen und weiterhin namhafte Gewinnsteuern dem Schweizer Fiskus 
abliefern. Auch hier bestehen in ausländischen Staaten interessante Lösun-
gen, denen sich die Kantone nicht per se verschliessen sollten. 

Inhaltliche Aspekte: Punkto Schweizer Umsetzung ist SwissHoldings der 
Ansicht, dass bestehende Strukturen, die sich über lange Jahre bewährt ha-
ben, nicht ohne Not angepasst werden sollten. Wie der Bundesrat ist auch 
SwissHoldings skeptisch, dass die Veranlagung der Mindeststeuer von den 
Kantonen an den Bund übertragen werden sollte. Die Veranlagung der Ge-
winnsteuer ist Aufgabe der Kantone. Der Bund übt im Bereich der direkten 
Bundessteuer eine Aufsichtsfunktion aus. Im Lead sollten auch bei der Min-
deststeuer deshalb die Kantone sein. Die notwenige Zusammenarbeit zwi-
schen den Kantonen bei der GloBE-Veranlagung sollte durch ein Kompe-
tenzzentrum sichergestellt werden. Da die Verteidigung der Veranlagungen 
gegenüber anderen Staaten vom Bund (Eidgenössische Steuerverwaltung 
oder Staatssekretariat für internationale Finanzfragen) ausgeführt wird, 
sollte auch der Bund im Kompetenzzentrum eine aktive Rolle spielen. 
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Wichtig ist ausserdem, dass die Rechnungslegungsspezialisten des Kompe-
tenzzentrums ihre Arbeit möglichst schon Anfang 2023 aufnehmen.  

Der Bundesrat schlägt in seiner Botschaft vor, dass aus Gründen der inter-
nationalen Akzeptanz die Mindeststeuer (Ergänzungssteuer) eine Bundes-
steuer sein soll. Das ist richtig. Allerdings sollte dies nicht dazu führen, die 
bestehenden verfassungsmässigen Mechanismen und Verteilschlüssel an-
zupassen. Solche Anpassungen könnten sehr rasch nicht beabsichtigte ne-
gative Folgen mit sich bringen und die hohen Gewinnsteuereinnahmen des 
Bundes gefährden. Dem bestehenden System folgend gehören die Mehrein-
nahmen aus der Ergänzungssteuer eindeutig und ausschliesslich den Kan-
tonen und nicht dem Bund. Diese Verteilung ist auch sachlich korrekt, könn-
ten doch die Kantone die Steuersätze so festlegen, dass abgesehen von ab-
soluten Ausnahmejahren gar keine Ergänzungssteuern zugunsten des Bun-
des anfallen. Dabei sollten jene Kantone die Mehreinnahmen aus der Min-
deststeuer anteilig erhalten, deren Unternehmen diese auch bezahlt haben 
(verursachergerechte Aufteilung). Nur so können die betroffenen Kantone 
neue Standortmassnahmen einführen, um damit Arbeitsplätze und Steu-
ersubstrat in der Schweiz zu erhalten und die Steuersouveränität der 
Schweiz fortzuführen. Umverteilungen zwischen den Kantonen haben über 
den interkantonalen Finanzausgleich zu erfolgen. Dass die Kantone über die 
Finanzdirektorenkonferenz in ihrer Vernehmlassungsantwort bereits erklärt 
haben bis zu 25% der Ergänzungssteuer dem Bund zu überlassen und der 
Bundesrat diesen Vorschlag übernimmt, ist vor diesem Hintergrund bedau-
erlich und mittel- bis langfristig gefährlich für die hohen Gewinnsteuerein-
nahmen des Bundes von aktuell 12 Mrd. Franken. 

Generell sind bei der Schweizer Umsetzung folgende Aspekte zentral:  

• Internationale Akzeptanz  

• Einfache gesetzgeberische und administrative Umsetzung  

• Sicherung der Standortattraktivität der Kantone 

• Einhaltung internationaler Zeitvorgaben  

• Hohe Flexibilität  

• Anerkennung der Mindestbesteuerung insbesondere aus US-ameri-
kanischer Steuersicht 


